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PLANZEICHENLEGENDE

Nachrichtliche Übernahmen
(§ 9 (6) BauGB)

Vorhandene Bebauung

Grundstücksgrenzen /
Flurstücksnummern

636
  3

3.0 Bemaßung

Hauptversorgungs- und Hauptabwasser- leitungen
(§ 9 (1) Nr. 13 und (6) BauGB, 8. PlanzV)
unterirdische Leitungen

Datengrundlage: Geobasisinformationen der Vermessungs- und Katasterver-
waltung Rheinland-Pfalz – (Zustimmung vom 15. Oktober 2002)

Redaktionelle Anpassung Mär. 2024 Se

1.

1.1.3.

15.

15.5.

15.8.

15.13.

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB, §§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO)

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, Umgrenzung der von der Bebauung
freizuhaltenden Schutzflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10, Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

WA

3.

3.1.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Offene Bauweiseo

3.5. Baugrenze

6.

6.3.

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer
Zweckbestimmung

10.

10.2.

13.

13.1.

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die Regelung des
Wasserabflusses mit der Zweckbestimmung Regenrückhaltebecken

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und
Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

RRB

Füllschema der
Nutzungsschablone

16.

Redaktionelle Anpassung Jun. 2024 Se

M 1:1.000

Name:

Verfahrensvermerke Jul. 2024 Ph / Se

Ohne Maßstab

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

RECHTSGRUNDLAGEN
• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist

• Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist

• Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 
(BGBl. I Nr. 409) geändert worden ist

• Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 08. Mai 2024 (BGBl. I Nr. 151) geändert worden ist

• Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 08. Mai 2024 (BGBl. I 
Nr. 153) geändert worden ist

• Bundesimmissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das 
zuletzt durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes vom 26. Juli 2023 (BGBl. I Nr. 202) geändert worden ist

• Landesgesetz für Raumordnung und Landesplanung (Landesplanungsgesetz   LPlG), in der Fassung vom 8. Februar 1977 (GVBl. 
S. 5), zuletzt geändert durch § 54 des Gesetzes vom 06.10.2015 (GVBl. S. 283, 295)

• Landesbauordnung Rheinland Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 zuletzt geändert durch Gesetz vom 07.12.2022 (GVBl. S. 
403)

• Gemeindeordnung für Rheinland Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBI. S. 153), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 24.05.2023 (GVBl. S. 133)

• Landesstraßengesetz für Rheinland Pfalz (LStrG) vom 1. August 1977 (GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch § 84 des Gesetzes 
vom 07.12.2022 (GVBI. S. 413)

• Wassergesetz für das Land Rheinland Pfalz (Landeswassergesetz LWG) vom 14. Juli 2015 (GVBI. S.127), zuletzt geändert durch 
§ 42 des Gesetzes vom 08.04.2022 (GVBl. S. 118)

• Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG -) vom 6. Oktober 
2015 (GVBI S.283); zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 26.06.2020 (GVBl. S. 287)

1.1.9 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft in Verbindung mit Fest-
setzungen zum Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20
BauGB, § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1a BauGB, § 88 Abs. 1 Nr. 7 LBauO)

Zur Durchführung der erforderlichen Kompensation werden Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Natur und Landschaft festgesetzt.

Sämtliche Vermeidungs-, Minderungs-, Ersatz- und Ausgleichsmaßnahmen sind dem Umweltbericht zu entnehmen.

Zum Ausgleich bzw. zur Kompensation für den Gehölzverlust, die Versiegelung und Umnutzung der Bestandsflächen wird eine 
dem Eingriffsgebiet benachbarte Fläche auf der Gemarkung. Kusel, Flurnummer 1303/6, gewählt. Ziel der Kompensation ist die 
Extensivierung und Entwicklung einer intensiv genutzten Grünlandfläche zur Streuobstwiese. Die Kompensationsfläche liegt au- 
ßerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplans. Entsprechende Ersatz und Ausgleichsmaßnahmen sind über einen städte- 
baulichen Vertrag zu sichern. Innerhalb der Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und der Starkregenvorsorge sind Re- 
genrückhaltebecken und Versickerungsflächen naturnah zu gestalten. Rückhaltebecken und muldenförmige Versickerungsflächen 
sind an die vorhandene Vegetation und Topographie anzupassen. Die Rückhalte- und Versickerungsflächen sind mit Arten der 
vorhandenen Ufervegetation des angrenzenden Grabens in dem Gebiet zu bepflanzen. Eine Fällung von Bäumen ist unzulässig.

1.1.10 Flächen, deren Böden mit Altablagerungen belastet sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Im Bereich des Flurstücks 1296/3 sind laut Altlastenverzeichnis Altablagerungen verzeichnet. Auf diesem Flurstück ist von einer 
Unterkellerung der Gebäude abzusehen. Spielplätze und Gärten mit Obst- und Gemüseanbau sind unter Einhaltung der Auflagen 
in den Hinweisen unter 1.5.7 zulässig. Ebenso sind keine Versickerungen oder sonstige Anlagen zur Regelung des Ober- 
flächenwassers zulässig. Beim Aushub des Untergrundes ist mit anfallendem kontaminiertem Boden zu rechnen, der gesondert in 
Form von Verwertung oder Beseitigung zu entsorgen ist. Besonders im Randbereich sind bautechnische Anforderungen an die 
Gründung zu stellen, da es beispielsweise zu Setzungen kommen kann.

1.1.8 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

In der Planzeichnung sind mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen festgesetzt. Innerhalb dieser Flächen 
verläuft ein Mischwasserkanal der Verbandsgemeindewerke Kusel über das Flurstück 1296/3. Die Betretungs- und Leitungsrechte 
sind zugunsten des Betreibers im Grundbuch einzutragen.

1.2 Bauverordnungsrechtliche Festsetzungen
1.2.1 Einfriedung (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO i. V. m. 12 Abs. 1 LBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Als Einfriedungen sind nur Laubholzhecken, Holzzäune mit senkrechten Latten, Doppelstabgittermattenzäune oder Mauern zu- 
lässig. Drahtzäune sind nur zulässig, wenn sie mit dauerhaft und dicht mit standortgerechten Rank- und / oder Kletterpflanzen be- 
grünt werden. Die Gesamthöhe der Einfriedungen darf straßenseitig 1,0 m nicht überschreiten.

1.2.2 Äußere Gestalt baulicher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Im WA sind Dächer als Satteldächer (SD), Walmdächer (WD) oder Pultdächer (PD), sowie beidseitig geneigte Dächer („bgD“) mit 
einer Dachneigung von 18 - 48° zulässig. Es können auch Flachdächer zugelassen werden, sofern eine entsprechende Dachbe- 
grünung erfolgt. Für Nebengebäude und Garagen sind auch Flachdächer zulässig.

1.2.3 Gestaltung der Lager-, Abstell-, Aufstell- und Ausstellungsplätze und der unbebauten Flächen und die Begrünung bau-
licher Anlagen (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 7 LBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

Befestigte Flächen (z.B. Kfz-Stellplätze) dürfen nur mit wasserdurchlässigen Materialien (z.B. Schottersteinen, Rasengittersteinen, 
weitfugiges Pflaster, Dränpflaster) befestigt werden. Von der Errichtung von Nutzgärten ist im Bereich der Altlastenverdachtsfläche 
auf dem Flurstück 1296/3 abzusehen.

1.2.4 Gestaltung und Anzahl der notwendigen Stellplätze (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 und Nr. 8 LBauO i. V. m. § 47 LBauO i. V. m. § 9
Abs. 4 BauGB)

Im Plangebiet ist die Errichtung überdachter Stellplätze (Carports) und Garagen zulässig. Auf den Grundstücken sind die not- 
wendigen Stellplätze herzustellen. Notwendige Stellplätze dürfen auch überdacht oder in Garagen hergestellt werden. Die not- 
wendige Anzahl der Stellplätze richtet sich an die zu erwartenden Kraftfahrzeuge der Benutzer je Wohnung. Stauraum vor Garagen 
mit einer Tiefe von mindestens 5m kann als Stellplatzfläche genutzt werden und ist daher als Stellplatz anrechenbar.

1.3.7 SGD Süd (01.12.2022): Altablagerungen

Die nördliche Teilfläche (Flurstück 1296/3) der aktuellen Erweiterung des Teilbebauungsplan liegt im Bereich der im Boden- 
schutzkataster des Landes Rheinland - Pfalz registrierten Altablagerung Reg. Nr. 33610055 - 0229. Nach Einholen von Gutachten 
und Prüfung ist im Ergebnis eine wohnbauliche Nutzung des Flurstücks unter Auflagen möglich. Demnach wurden entsprechende 
Auflagen aus bodenschutzfachlicher für die sensible Nutzung (Wohnnutzung) des Flurstück 1296/3 unter der Ziffer 1.3.9 Flächen, 
deren Böden mit Altablagerungen belastet sind festgesetzt. Die Festsetzung ergeben sich aus den nachfolgenden Auflagen.

1.3.14  Energieversorgung Stadtwerke Kusel GmbH, Netzbau Strom, Kusel

Eine Stromhauptleitung ist in der Straße „Zur Winterhelle“ vorhanden. Ein Hausanschluss ist durch den Bauherrn rechtzeitig zu 
beantragen.

1.3.15 Telekom

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den 
Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist es notwendig, dass Beginn und Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im 
Bebauungsplangebiet der Deutschen Telekom Netzproduktion GmbH so früh wie möglich, mindestens sechs Monate vor 
Baubeginn schriftlich angezeigt werden.

1.3.16  Anlagen im Schutzbereich des Gewässers

Für die Errichtung von Anlagen (z.B. auch Zäune, Gartenhäuser, Pfosten, Abgrabungen, Aufschüttungen etc.) nach § 36 WHG im 
10m- Schutzbereich des Rothelsbaches (Gewässers 3. Ordnung) ist eine wasserrechtliche Genehmigung nach § 31 LWG bei der 
Unteren Wasserbehörde einzuholen.

1.3.17  Erdwärme

Gemäß der §§ 8, 9 Abs.2 Nr.2 und 10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG), in Verbindung mit § 46 Landeswassergesetz (LWG) stellt 
die Niederbringung von Bohrungen und Inanspruchnahme des Grundwassers eine Gewässerbenutzung dar, die einer wasserbe- 
hördlichen Erlaubnis durch die Untere Wasserbehörde bedarf.

Kreisverwaltung Kusel
Umwelt und Bauen, Tel.: 06381/424-230, Fax: 06381/42450230
E-Mail: kristina.mende@kv-kus.de

1.3.18  Wassergefährdende Stoffe

Auf die Vorschriften des § 65 Landeswassergesetz (wassergefährdende Stoffe) und die Verordnung über Anlagen zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (WasgefStAnlV) vom 31.03.2010 (BGBl.I S. 377) wird hingewiesen. Nach § 65 LWG i.V.m. § 62 
WHG sind die Betreiber dazu verpflichtet, Ihre Anlage zur Lagerung wassergefährdender Stoffe (bei Heizöl mehr als 1000 l) vor 
Inbetriebnahme oder nach einer wesentlichen Änderung durch einen zugelassenen Sachverständigen überprüfen zu lassen oder 
der Unteren Wasserbehörde, bei der Kreisverwaltung Kusel
(Umwelt und Bauen Tel.: 06381/424-243, Fax: 06381/42450243, E-Mail: kristina.mende@kv-kus.de)
Eine durch den ausführenden Fachbetrieb ausgestellte Bescheinigung über die ordnungsgemäße Errichtung vorzulegen.

1.3.19  Kampfmittelfreiheit

Wegen der bekannten Flakstellung in der Nähe sollen Untersuchungen vor Baubeginn auf Kampfmittelfreiheit durchgeführt 
werden.

1.3.20  Forstwirtschaft

An das geplante Baugebiet grenzt im Norden und Westen unmittelbar Wald an (Flurstücke 1391/4, 1401, 1400/2 und 1296/4). 
Nach sachverständigen Meinung ist ein Mindestabstand von 25-35 m von der Bebauung zum Waldrand wegen der Gefahr 
umstürzender Bäume und des Übergreifens von Bränden einzuhalten. Sollte das Bauvorhaben genehmigt werden, dann ist 
gegenüber den angrenzenden Waldbesitzern der Flurstücke 1391/4, 1401, 1400/2 und 1296/4 eine Haftungsverzichtserklärung 
vorzulegen.

VERFAHRENSVERMERKE
1. Der Stadtrat von Kusel hat in seiner Sitzung am 18.102019 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Teilbebauungsplan 

Rothelsbach, Änderungsplan X mit Erweiterung II" beschlossen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB).

2. Der Stadtrat von Kusel hat in seiner Sitzung am 15.05.2020 den Beschluss vom 18.10.2019, was den Geltungsbereich betrifft 
aufgehoben und durch den neuen Geltungsbereich ersetzt.

3. Der Beschluss, diesen Bebauungsplan aufzustellen, wurde am 29.07.2022 ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB).

4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, 
wurden mit Schreiben vom 21.10.2022 entsprechend § 4 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BauGB von der Planung unterrichtet und 
zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 
BauGB aufgefordert (§ 4 Abs. 1 BauGB).

5. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist am 29.07.2022 in Form einer Veröffentlichung 
in Bild und Text durchgeführt worden.

6. Der Stadtrat hat das Ergebnis der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, am 16.12.2022 geprüft. 
Das Ergebnis der Prüfung ist denjenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, mitgeteilt worden.

7. Der Stadtrat hat am 16.12.2022 die Annahme und die öffentliche Auslegung des Entwurfs des Bebauungsplanes mit Textlichen 
Festsetzungen, Begründung und wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen, soweit diese bereits vorlagen, beschlossen 
(§ 3 Abs. 2 BauGB).

8. Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus Planzeichnung und Textteil, die Begründung sowie die wesentlichen 
umweltbezogenen Stellungnahmen, soweit diese bereits vorlagen, haben in der Zeit vom 11.03.2024 bis einschließlich 
15.04.2024 nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB öffentlich ausgelegen.
Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar waren, wurden
am 01.03.2024 ortsüblich bekannt gemacht mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können, schriftlich oder während der Dienststunden mündlich zur Niederschrift, dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können und dass ein 
Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden, die
vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend  gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht 
werden können (§ 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB).
Die nach § 4 Abs. 2 BauGB Beteiligten wurden mit Schreiben vom 08.03.2024 von der öffentlichen Auslegung 
benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB).

9. Während der öffentlichen Auslegung gingen drei Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt ein. Der Stadtrat hat die 
während der öffentlichen Auslegung fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt am 
21.06.2024 geprüft. Das Ergebnis der Prüfung ist denjenigen, die diese Stellungnahmen abgegeben haben, mitgeteilt wor- 
den. (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

10. Der Stadtrat hat am 21.06.2024 diesen Bebauungsplan mit Begründung und Textlichen Festsetzungen als Satzung 
beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB und § 88 LBauO i.V. mit § 24 GemO).

1.3.13 sonstige Hinweise und Ergänzungen zur Entwässerung und zum Hochwasserschutz sowie Starkregenvorsorge

Im Sinne einer nachhaltigen Niederschlagswasserbewirtschaftung wird die Brauchwassernutzung in Form einer Zisterne 
empfohlen. Die Größe sollte 50l pro m2 angeschlossener versiegel-ter Fläche nicht unterschreiten. Der Notüberlauf der Zisterne 
kann, gedrosselt durch eine kleine Rückhaltung, an den Regenwasserkanal (verrohrter Rothelsbach) angeschlossen werden. 
Sofern eine Einleitung in den Regenwasserkanal aus nachvollziehbaren Gründen nicht möglich ist, darf ausschließlich der 
Notüberlauf der Zisterne in den Mischwasserkanal eingeleitet werden. Eine kontinuierliche Entleerung der Zisterne über eine 
Drossel ist jedoch nicht zulässig. Für die Einleitung des Niederschlagwassers in den Regenwasserkanal im nordöstlichen Bereich 
(gedrosselter Notüberlauf einer Zisterne) ist keine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Sollte ohne Zisterne eingeleitet werden, 
ist eine Einleiterlaubnis erforderlich.
Für die Einleitung des Niederschlagwassers im südlichen Bereich über ein Rückhaltebecken in den VDK - Weiher und nachfolgend 
in das Gewässer Rothelsbach ist eine Einleiterlaubnis in das Gewässer gem. §§ 8 ff. WHIG vorgängig bei der Unteren 
Wasserbehörde, KV Kusel zu beantragen. Die Planung der Einleiterlaubnis ist durch ein planvorlageberechtigtes Ingenieurbüro zu 
erstellen und im Vorfeld mit der KV Kusel abzustimmen ist. Näheres ist dem beiliegenden Entwässerungskonzept zu entnehmen. 
Nach Auskunft der Stadt Kusel waren nach Umbauarbeiten an den Entwässerungsanlagen der nördlich des Plangebiets gelegenen 
Bundesstraße keine Richtung Baugebiet wild abfließenden Oberflächenwässer zu verzeichnen.
Damit ist das Eintreten von Sturzfluten in diesem Bereich unwahrscheinlich geworden. Das bei Starkregenereignissen im 
Plangebiet anfallende Oberflächenwasser kann über einen bestehenden Ablauf und Durchlass unter der Straße „Zur Winterhelle“ in 
Richtung der bestehenden Verrohrung des Rothelsbaches schadlos abgeleitet werden. Zur weiteren Vorsorge sollte dennoch eine 
hochwasserangepasste Bauweise beachtet werden. Dabei sind im umgebenen Gelände niveaugleiche Gebäudeöffnungen zu 
vermeiden.Eine Sicherung im über die Oberflächen zuströmenden Wasser wird empfohlen. Im Rahmen der Baugenehmigung ist 
das von der Stadt Kusel erstellte Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept in seiner aktuell gültigen Fassung zu berück- 
sichtigen.

1.3.12 SGD-Süd (vom 28.11.2022 und 08.03.2024): Hochwasserschutz und Starkregen

Für die Verbandsgemeinde Kusel-Altenglan liegt die Gefährdungsanalyse mit ausgewiesenen Stark- regengefährdungskarte des 
Landeamts für Umwelt vor. Die Hinweiskarten sind unter https://geoportal-wasser.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/ einsehbar. Diese 
sollte bei geplanten Baugebieten und Bauvorhaben berücksichtigt werden. Während eines Starkregenereignisses ist, wie in den 
Karten dargestellt, das nördliche Baufeld von einer Sturzflut mit z. T. sehr hoher Abflusskonzentration (Fließgeschwindigkeit von 
mehr als 2 m/s sowie Wassertiefen von 50 bis unter 100 cm) sowie das westliche Baufeld von geringeren Abflusskonzentrationen 
(Fließgeschwindigkeit von 1,0 bis weniger als 2 m/s sowie Wassertiefen von 10 bis weniger als 30 cm) betroffen, die ohne 
entsprechende Vorkehrungen zu Beeinträchtigungen der gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnisse in den Gebieten führen kann. 
Zudem umfasst der potentiell überflutungsgefährdete Bereich die Grundstücke 1296/3 und 1303/16 vollständig. Aus wasser- 
wirtschaftlicher Sicht ist zu empfehlen, die Abflussbahnen im Gelände zu überprüfen und geeignete Vorsorgemaßnahmen für einen 
schadlosen Abfluss im bebauten Bereich zu ergreifen. Zum Schutz der bestehenden Bebauung sollten insbesondere die durch 
Überflutung gefährdeten Bereiche und die Notabflusswege freigehalten werden. Bei der zukünftigen Bebauung des Plangebietes 
sollte auf eine starkregen- und hochwasserangepasste Bauweise geachtet werden. (z.B. keine grundstücksgleichen 
Gebäudeöffnungen, Verzicht auf Unterkellerung, Anlegen von Notabflusswegen, Objektschutz und entsprechende Festsetzungen / 
Hinweise im Bebauungsplan). Weitere Erkenntnisse können dem Hochwasser- und Starkregenvorsorgekonzept (aktuell in Bear- 
beitung) der Stadt Kusel nach dessen Fertigstellung entnommen werden.

1. Die im Zuge der geplanten Maßnahmen auf der Fläche erforderlich werdenden Arbeiten (Aushub- und Gründungsarbeiten) sind 
durch ein qualifiziertes Fachbüro überwachen und dokumentieren zu lassen. Die Dokumentation ist nach Abschluss der Arbeiten
über die Baubehörde bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD Süd), Regionalstelle Kaiserslautern zur Fort-
schreibung der bodenschutzrechtlichen Kataster vorzulegen.

2. Bei einer sensiblen Nutzung des Grundstückes z.B. als Kinderspielplatz oder Garten mit Obst- oder Gemüseanbau wird für die 
oberen 35 - 60 cm ein Bodenaustausch oder die Abdeckung des Ablagerungskörpers mit nicht belastetem Boden in ent- 
sprechender Mächtigkeit sowie gegebenenfalls die Einbringung einer Grabsperre (z.B. Geotextil) empfohlen.

3. Zeigen sich bei der Baumaßnahme andere als die erwarteten Verhältnisse (Bodenverunreinigungen,  unerwartete Abfälle etc.) ist 
die SGD Süd, Regionalstelle Kaiserslautern zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise in Kenntnis zu setzen. Gege- 
benenfalls ist die Maßnahme einzustellen und die Baustelle zu sichern.

4. Die Maßnahmen sind so durchzuführen, dass die Erfordernisse des Arbeits- und Umgebungsschutzes eingehalten werden. Die 
einschlägigen Unfallverhütungs- und Arbeitsschutzbestimmungen sind zu beachten.

5. Die Errichtung von Versickerungsanlagen ist im Bereich der Altablagerung nicht möglich. Da das Vorhandensein von 
Schadstoffen im Untergrund nicht gänzlich auszuschließen ist, wäre bei einer gezielten Versickerung durch hierbei forcierte 
Elutionsvorgänge eine Verschleppung möglicher Kontaminanten zu besorgen.

6. Die anfallenden mineralischen Abfälle (z.B. Straßenaufbruch, Bauschutt und Erdaushub) sind ordnungsgemäß zu verwerten oder 
zu beseitigen. Die abfall- und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsgesetz) (KrWG), Bundes- Boden- 
schutzgesetz (BBodSchG) und Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)) sind zu beachten. Organoleptisch 
auffallende Bodenmassen, auftretende Bauschuttanteile sowie Abfall- und Störstoffe sind zu separieren und getrennt zu entsor- 
gen.

Kusel, 03. Juli 2024 .......................................
(Jochen Hartloff)
Stadtbürgermeister

11. Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung und dem Textteil sowie der Begründung wird hiermit 
ausgefertigt.

Kusel,.................................. .......................................
(Jochen Hartloff)
Stadtbürgermeister

12. Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von 
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am .............................. ortsüblich 
bekannt gemacht worden (§ 10 Abs. 3 BauGB).
In der Bekanntmachung ist gemäß § 215 Abs. 2 BauGB auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung 
von Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen 
(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Kusel,.................................. .......................................
(Dr. Stefan Spitzer)
Bürgermeister
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8. Die überlassungspflichtigen Abfälle sind über den öffentlichrechtlichen Entsorgungsträger zu entsorgen. Die gefährlichen Abfälle 
(z.B. Baustellenabfälle mit Schadstoffverunreinigungen etc.) sind entsprechend der Nachweisverordnung zu entsorgen und der 
SAM anzudienen.

7. Bei der Entsorgung ist das Verwertungsgebot nach § 7 Abs. 2 KrWG zu beachten. Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung 
ordnungsgemäß und schadlos  zu erfolgen. Dabei sind die Technischen Regeln "Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 
mineralischen Abfällen" der Bund / Länder- Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) in ihrer jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 
Auf die in Rheinland - Pfalz im Juli 2007 eingeführten ALEX Infoblätter 24, 25 und 26 wird verwiesen. Die in diesen Arbeits- 
hilfen enthaltenen Anforderungen zur Verwertung von Boden und Bauschutt in bodenähnlichen Anwendungen und 
technischen Bauwerken sind zu beachten. Weitergehende Informationen zur Entsorgung von Bauabfällen können dem Leitfaden
Bauabfälle des Landes Rheinland - Pfalz entnommen werden.

1.3.9 Löschwasserversorgung

Die Bereitstellung ausreichender Löschwassermengen zur Versorgung des Plangebietes ist gemäß den Anforderungen des 
technischen Regelwerkes „Arbeitsblatt W 405“ des DVGW (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches) sicher zu stellen.

1.3.10 Frischwasserversorgung, Stadtwerke Kusel GmbH, Betriebszweig Wasserwerk, Kusel

Die Frischwasserversorgung kann über die bestehende Leitung in der Straße „Zur Winterhelle“ sicher gestellt werden. Ein 
Hausanschluss ist durch den Bauherrn rechtzeitig zu beantragen.

1.3.8 Vorkehrungen zum Schutz vor chemischen Verunreinigungen

Zum Schutz vor chemischen Verunreinigungen sind während der Baumaßnahmen Vorkehrungen gemäß DIN 18920 zu treffen (u.a. 
sachgerechter Umgang mit Treib- und Schmierstoffen, Farben, Lösungsmitteln und anderen Chemikalien, Einrichtung von Ent- 
sorgungseinrichtungen auf der Baustelle, Kontrolle von Baumaschinen und Baufahrzeugen).

1.3.11 Schmutzwasserentsorgung

Das Schmutzwasser kann in den bestehenden Mischwasserkanal in der Straße „Zur Winterhelle“ eingeleitet werden. Private 
Hebeanlagen sind von den Grundstückseigentümern einzubauen, sofern eine Grundstücks bzw. Geschossentwässerung über 
Freispiegelkanal nicht möglich sein sollte. Die Nutzung von Oberflächenwasser als Brauchwasser im Haushalt, bei der Abwasser 
anfällt (z.B. für Toilettenspülung, Waschmaschine), ist der Verbandsgemeinde rechtzeitig vorher anzuzeigen. Die Ableitung von 
Drainagewässern in das Kanalnetz ist nicht gestattet.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1.1  Bauplanungsrechtliche Festsetzungen
1.1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 1, 4, 6, 12 - 15 BauNVO)

Für das Plangebiet wird als Art der baulichen Nutzung das Allgemeine Wohngebiet (WA) festgesetzt.

Allgemeines Wohngebiet (WA)
Das Allgemeine Wohngebiet dient vorwiegend dem Wohnen.

• Zulässig sind:

• Ausnahmesweise können zugelassen werden:

• Wohngebäude,
• die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
• Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche Zwecke.

• Betriebe des Beherbergungsgewerbe,
• sonstige nicht störende Gewerbebetrieb

1.1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. §§ 16 - 21a BauNVO)

Das Maß der baulichen Nutzung darf höchstens betragen:
Im Allgemeinen Wohngebiet (WA)

Grundflächenzahl GRZ = 0,4
Geschossflächenzahl GFZ = 0,8

1.1.3 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 18 BauNVO)

Die Höhe der baulichen Anlagen im WA wird durch die Festsetzung von 2 Vollgeschossen als Höchstmaß, begrenzt.

1.1.4 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i. V. m. § 22 BauNVO)

Im Allgemeinen Wohngebiet wird gemäß § 22 Abs. 1 BauNVO die offene Bauweise festgesetzt.

HINWEISE

1.3.2 Begrünungen und Schutz von Leitungen

Bei Anpflanzungen von Bäumen und tief wurzelnden Sträuchern im Bereich unterirdischer Ver- / Entsorgungsleitungen soll ein Min- 
destabstand von 2,50 m (horizontaler Abstand Stammachse – Außenhaut Leitung) eingehalten werden. Kann dieser zur Gewähr- 
leistung der Betriebssicherheit der Leitungen erforderliche Abstand nicht eingehalten werden, sind vom Vorhabenträger, in Ab- 
sprache mit dem jeweiligen Versorgungsträger geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von Trennwänden 
aus Kunststoff) vorzusehen.
Die Pflanzmaßnahmen sind zum schnellstmöglichen Zeitpunkt, spätestens bis zum Ende der auf den Eingriff in Natur und Land- 
schaft folgenden Pflanzsaison durchzuführen, durch entsprechende Maßnahmen gegen Wild- und Nutztierverbiss zu schützen, 
dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten.
Es ist auf ausreichende Pflanzabstände zu achten (Hochstämme: 10m). Nach Durchführung der Kompensationsmaßnahmen ist ein 
Abnahmetermin unter Beteiligung der Unteren Naturschutzbehörde zu vereinbaren.

1.3.1 Denkmalschutz

Hiermit wird auf die Meldepflicht von zutage kommenden archäologischen Funden wie Fossilien, Mauern, Erdverfärbungen, Kno- 
chen und Skelettteilen, Gefäßen oder Scherben, Münzen und Eisengegen- ständen usw. gemäß Denkmalschutz- und 
pflegegesetz Rheinland - Pfalz an die Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie Außenstelle Speyer bzw. 
Abteilung Erdgeschichte Koblenz hingewiesen.

2. Die ausführenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) vom 23.03.1978 
(GVBL., 1978, S 159 ff), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26.11.2008 (GVBI., 2008 , S 301) hinzuweisen, Danach ist jeder zu- 
tage kommende, archäologische und erdgeschichtliche Fund unverzüglich zu melden, die Fundstelle soweit als möglich unver- 
ändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen Verlust zu sichern.

3. Absatz 1 und 2 entbinden Bauträger / Bauherrn bzw. entsprechende Abteilungen der Verwaltung jedoch nicht von der Meldepflicht
und Haftung gegenüber der GDKE.

4. Sollten wirklich archäologische und erdgeschichtliche Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein ange-
messener Zeitraum einzuräumen, damit wir unsere Rettungs- grabungen, in Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig
den Anforderungen der heutigen archäologischen bzw. erdgeschichtlichen Forschung entsprechend durchführen können. Im Ein-
zelfall ist mit Bauverzögerung zu rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten der Bauherren / Bau-
träger finanzielle Beiträge für die Maßnahme erforderlich.

5. Wir weisen extra darauf hin, dass die Meldepflicht besonders für die Maßnahmen (Mutterbodenabtrag) zur Vorbereitung der Bau- 
maßnahmen gilt.

Die Punkte 1 - 5 sind auch in die Bauausführungspläne als Auflage zu übernehmen.

1. Bei der Vergabe der vorbereitenden Baumaßnahmen (wie Mutterbodenabtrag) hat der Planungsträger bzw. die 
Gemeindeverwaltung, sowie für die späteren Erdarbeiten der Bauträger / Bauherr, die ausführenden Baufirmen vertraglich zu 
verpflichten, mit uns zu gegebener Zeit rechtzeitig die Vorgehensweise und Terminierung der Arbeiten abzustimmen, damit wir 
diese ggf. überwachen können.

1.3.3 Grenzabstände nach dem Landesnachbarrechtsgesetz (LNRG) Rheinland - Pfalz

Die Grenzabstände nach dem LNRG sind zu beachten. (nur auszugsweise aufgeführt) Nach § 42 LNRG müssen Einfriedungen 
von der Grenze eines landwirtschaftlich genutzten Grundstückes, das außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegt 
und nicht im Bebauungsplan als Bauland ausgewiesen ist auf Verlangen des Nachbarn einen Abstand von 0,5 m einhalten. Dies 
gilt nicht, wenn diese Grundstücke von ihrer Lage, Beschaffenheit oder Größe her nicht für die Bearbeitung mit einem Gespann 
oder Schlepper geeignet sind.
Von der Grenze eines Wirtschaftsweges (§ 1 Abs. 5 des Landesstraßengesetzes) müssen Einfriedungen 0,5 m zurückbleiben.
§ 44 LNRG Pflanzabstände zum benachbarten Grundstück für:

Gem. Nr. 1a und 2a sehr stark wachsende Bäume / Walnusssämlinge 4,0 m
Gem. Nr. 1b und 2b stark wachsende Bäume / Kernobstbäume auf stark wachsender Unterlage 2,0 m
Gem. Nr. 1c und 2c alle übrigen Bäume / Kernobstbäume auf schwach wachsender Unterlage 1,5 m
Gem. Nr. 3a und 4a stark wachsende Sträucher / Brombeersträucher 1,0 m
Gem. Nr. 3b und 4b alle übrigen Sträucher / alle übrigen Beerenobststräucher 0,5 m
Gem. Nr. 5 mit einzelnen Rebstöcken 0,5 m
Gem. Nr. 6 mit Baumschulbeständen (max. Höhe 2 m) * 1,0 m
Gem. Nr. 7 Weihnachtsbaumpflanzungen (max. Höhe 2 m)** 1,0 m
* sonst gelten die Abstände gem. Nr. 1 oder Nr. 2; ** sonst gelten die Abstände gem. Nr 1
§ 45 LNRG Pflanzabstände für Hecken – folgende Abstände sind einzuhalten:
Gem. Nr. 1 mit Hecken bis 1,0 m Höhe 0,25 m
Gem. Nr. 2 mit Hecken bis 1,5 m Höhe 0,50 m
Gem. Nr. 3 mit Hecken bis 2,0 m Höhe 0,75 m
Gem. Nr. 4 mit Hecken über 2,0 m Höhe einen um das Maß der Mehrhöhe größeren Abstand als 0,75 m
Gemäß § 46 Landesnachbarrechtsgesetz gelten die doppelten Grenzabstände der §§ 44 und 45, in den Fällen des § 44 Nr. 1a und 
2a die eineinhalbfachen Abstände mit Ausnahme der Abstände für Pappelarten (Populus) gegenüber Grundstücken die dem 
Weinbau dienen, landwirtschaftlich, erwerbsgärtnerisch oder kleingärtnerisch genutzt werden, sofern der Bebauungsplan nicht eine 
andere Nutzung festschreibt.

Die §§ 44 und 45 gelten nicht für Anpflanzungen die hinter einer undurchsichtigen Einfriedung vorgenommen werden und diese 
nicht überragen (weiteres s. Ausnahmen § 46).

Gemäß § 47 Landesnachbarrechtsgesetz wird der Abstand von der Mitte des Baumstammes, des Strauches der Hecke oder des 
Rebstockes bis zur Grenzlinie gemessen und zwar an der Stelle, an der die Pflanze aus dem Boden austritt.

Gemäß § 50 Landesnachbarrechtsgesetz müssen Spaliervorrichtungen und Pergolen, die eine flächenmäßige Ausdehnung der 
Pflanzen bezwecken und nicht höher als 2 m sind, einen Abstand von 0,5 m (Ausnahme Fälle des § 46 Abs. 2); wenn sie höher als 
2 m sind, einen um das Maß der Mehrhöhe größeren Abstand als 0,5 m von der Grenze einhalten.

1.1.5 Anzahl von Wohnungen in Wohngebäude (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die Anzahl von Wohnungen in Wohngebäuden im WA wird auf maximal zwei Wohnungen pro Wohngebäude festgesetzt.

1.1.6 Von der Bebauung frei zu haltende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und 15 BauGB)

Die Errichtung von baulichen Anlagen jeglicher Art, Nebenanlagen und Garagen ist innerhalb der in der Planzeichnung 
festgesetzten Flächen unzulässig. Zulässig ist die Errichtung von Zäunen ohne feste Fundamente. Innerhalb des 10-m 
Schutzstreifen des bestehenden Gewässers III. Ordnung (verrohrter Bachlauf) bedürfen alle Anlagen im Sinne des § 31 (LWG) 
Landeswassergesetz einer wasserrechtlichen Genehmigung. Als bauliche Anlagen sind hier auch Zäune, Pfosten, Aufschüttungen, 
Abgrabungen, Gartenhäuser, Lagerplätze u.ä. zu sehen. Gleiches gilt für bauliche Anlagen im Bereich des oberirdischen 
Wassergrabens auf dem Flurstück 1303/7. Diese Genehmigung ist formlos bei der Kreisverwaltung Kusel, untere Wasserbehörde 
zu beantragen.

1.3.4 Landesamt für Geologie und Bergbau, 55133 Mainz

Bergbau / Altbergbau: Das Baugebiet liegt im Bereich des erloschenen Bergwerksfeldes "Kusel". Kenntnisse über tatsächlichen 
untertägigen Abbau von Bodenschätzen liegen nicht vor. Wenn sich bei Bau- vorhaben neue Indizien für Bergbau im Gebiet 
ergeben, ist ein Baugrundberater bzw. Geotechniker heranzuziehen.
Baugrund allgemein und Standsicherheit von Gebäuden: Die Lage innerhalb einer Bachaue (nördliches Teilgebiet) bedingt nur 
geringe Versickerungsfähigkeit, sodass auf eine Planung von Versickerungsanlagen verzichtet werden soll. Aufgrund der zu 
erwartenden Böden werden dringend objektbezogene Baugrunduntersuchungen nach DIN 4020 bzw. DIN EN 1997-1 und -2 
sowie DIN 1054 durch den Bauherrn empfohlen. Von der Planung von Versickerungsanlagen wird abgeraten. Radonprognose: 
Das Plangebiet liegt innerhalb eines Bereiches, in dem ein erhöhtes und lokal über einzelnen Gesteinshorizonten hohes 
Radonpotential bekannt ist bzw. nicht ausgeschlossen werden kann. Auf Grund des erhöhten Radonrisikos und im Sinne ge- 
sunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse und der Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (3 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) er- 
scheint es sinnvoll wirkungsvolle Vorsorgemaßnahmen gegen das Eindringen von Radon in das Gebäude zu treffen. Für wei- 
tere Fragen zur Thematik Radon in Gebäuden bzw. in der Bodenluft steht die Radon Informationsstelle (Telefon 06131 / 60 33 – 
1263) zur Verfügung. Eine spezielle Untersuchung durch die Gemeinde wird nicht als notwendig erachtet. Eine Radonmessung 
durch den Bauherrn, die speziell auf das jeweilige Bauvorhaben abgestimmt ist, wird empfohlen. Die Empfehlungen des Landes- 
amtes für Geologie und Bergbau sollten beachtet werden.

1.3.5 Schutz des Mutterbodens

Der bei Bauarbeiten anfallende Oberboden (Mutterboden) ist schonend zu behandeln und einer sinnvollen Folgenutzung zuzu- 
führen. Auf § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“ wird ausdrücklich hingewiesen. Während der Baumaßnahmen ist der Ober- 
boden in Mieten (maximale Scheitelhöhe 2,5 m) und von sonstigen Erdmassen getrennt zwischen zu lagern.

1.3.6 Erdaushub

Der bei Bauarbeiten anfallende Erdaushub ist nach Möglichkeit einer sinnvollen Folgenutzung im Rahmen der Freiflächengestal- 
tung / Geländemodellierung auf den Grundstücken zuzuführen.

1.1.7 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und Starkregenvorsorge (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 lit. b und c BauGB)

Gemäß Planzeichnung werden Flächen für die Regelung des Wasserabflusses und zur Starkregenvorsorge mit der Zweck- 
bestimmung Regenrückhaltebecken festgesetzt. Innerhalb der Flächen für die Regelung des Wasserabflusses sind auch Ver- 
sickerungsflächen in Form von Mulden oder eine Kombination aus Mulden und Rückhaltebecken zulässig.


